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Vor 44 Jahren beschloss die Kultusministerkon-
ferenz, dass die Schule „junge Menschen vor 
der Gefahr beschönigender Vorstellungen der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft“ 
schützen müsse. Seither gilt: Alle Schüler:innen 
in Deutschland sollen während ihrer Schulzeit 
mit dem Thema Nationalsozialismus und 
Holocaust in Berührung kommen. 

Im Fach Geschichte wird es in den meisten 
Bundesländern in der 9. oder 10. Klasse 
behandelt. In den Fächern Deutsch und 
Religion/Ethik sind je nach Bundesland Schwer-
punkte in der Sekundarstufe I (7. bis 9. Klasse) 
möglich. Als erstes Bundesland hat Bayern 
einen Besuch von KZ-Gedenkstätten verpflich-
tend für Gymnasien und Realschulen vorge-
schrieben.

In den vergangenen Jahren haben mehrere 
Bundesländer, darunter Sachsen und Berlin, 
politische Bildung an Schulen gestärkt. 
Zwischen den Bundesländern bestehen aber 
große Unterschiede. Während Bremen, Hessen, 
Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen 
Politikunterricht schon ab der 5. Klasse ermögli-
chen, ist er in Thüringen und im Saarland erst ab 
der 9. Klasse vorgesehen, in Bayern sogar erst 
ab der 10. (taz)
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